
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 19.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Forschung
Akteure bin Zayed Al Nahyan, Abdullah, Cassis, Ignazio (fdp/plr) BR EDA / CF

DFAE
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2023

01.01.65 - 01.01.23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Ammann, Amando
Bovey, Audrey
Flückiger, Bernadette

Bevorzugte Zitierweise

Ammann, Amando; Bovey, Audrey; Flückiger, Bernadette 2024. Ausgewählte Beiträge
zur Schweizer Politik: Forschung, 2018 - 2022. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
19.04.2024.

01.01.65 - 01.01.23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Aussenpolitik
1Beziehungen zur EU

1Zwischenstaatliche Beziehungen

2Bildung, Kultur und Medien
2Bildung und Forschung

2Forschung

01.01.65 - 01.01.23 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen
ETH Eidgenössische Technische Hochschule
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
SNF Schweizerischer Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen

Forschung
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
Euroatom Europäische Atomgemeinschaft
BFI Politikbereich „Bildung, Forschung und Innovation“
Erasmus EuRopean Community Action Scheme for the Mobility of University

Students / Erasmus-Programm
swissuniversit
ies

Zusammenschluss der universitären Hochschulen, der Fachhochschulen
und der Pädagogischen Hochschulen der Schweiz

MoU Memorandum of Understanding (Absichtserklärung)
MENA Middle East & North Africa
EuGH Gerichtshof der Europäischen Union
ITER International Thermonuclear Experimental Reactor

ONU Organisation des Nations unies
EPF École polytechnique fédérale
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
FNS Fonds national suisse de la recherche scientifique
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
Euroatom /
CEEA

Communauté européenne de l'énergie atomique
FRI domaine politique „Formation, recherche et innovation“
Erasmus EuRopean Community Action Scheme for the Mobility of University

Students / programme Erasmus
swissuniversit
ies

Association des hautes écoles universitaires, spécialisées et
pédagogiques de Suisse

MoU Memorandum of Understanding (Protocole d’entente)
MOAN Moyen-Orient et l'Afrique du Nord
CJUE Cour de justice de l’Union européenne (anciennement Cour de justice

des Communautés européennes CJCE)
ITER Réacteur thermonucléaire expérimental international

01.01.65 - 01.01.23 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Par le biais du postulat «Participation à la coopération européenne», le conseiller
national Martin Naef (ps, ZH) invite le Conseil fédéral à préciser la stratégie de la Suisse
en ce qui concerne sa coopération avec l'UE, notamment dans les domaines ayant trait
à l'accès des entreprises suisses au marché européen, à la formation, à la recherche, à
la sécurité ou à la contribution helvétique au processus d'intégration européenne.
Si le Conseil fédéral propose d'accepter le postulat, ce dernier est dans un premier
temps combattu par le député Roland Büchel (udc, SG), et donc renvoyé.
En juin 2018, le représentant de l'Union démocratique du centre s'explique devant la
chambre du peuple: un rapport sur l'état des relations entre la Suisse et l'UE serait
superflu, puisque la question appartient aux affaires courantes du DFAE. Ignazio Cassis
fait toutefois part de la volonté du Conseil fédéral d'établir un tel rapport, afin de
répondre conjointement au présent postulat et au postulat 13.3151. Le compte-rendu
sera publié durant le dernier trimestre de l'année 2018.
Le postulat est finalement adopté par une majorité de la chambre basse (120 voix pour,
68 contre, 0 abstention) lors du vote du 5 juin 2018. 1

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
AUDREY BOVEY

Zwischenstaatliche Beziehungen

Am 20. Mai 2022 reiste der kenianische Präsidente Uhuru Kenyatta für einen
Staatsbesuch nach Bern, wo er von Bundespräsident Ignazio Cassis für offizielle
Gespräche empfangen wurde. Dabei ging es einerseits um die Eröffnung der
kenianischen Botschaft in Bern, die laut Cassis symbolisch für die Intensivierung der
bilateralen Beziehungen stehe. Andererseits diskutierten die Staatsvertreter über die
Zusammenarbeit bei der Rückführung illegaler Vermögenswerte und die anstehenden
Wahlen in Kenia. Da Kenia zum Zeitpunkt des Staatsbesuchs ein nicht-ständiges
Mitglied im UNO-Sicherheitsrat war, und die Schweiz sich für die Periode 2023-24 zur
Wahl stellen wollte, beschlossen die beiden Länder, in Zukunft regelmässige politische
Konsultationen abzuhalten. Cassis und Kenyatta unterzeichneten zudem eine
gemeinsame Absichtserklärung für eine verstärkte Zusammenarbeit bei internationalen
Friedensmissionen sowie für den BFI-Bereich. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.05.2022
AMANDO AMMANN

Ende August 2022 reiste der israelische Staatspräsident Isaac Herzog für einen
offiziellen Besuch auf das Landgut Lohn bei Bern, wo er von Bundespräsident Ignazio
Cassis und Bundesrat Guy Parmelin in Empfang genommen wurde. Wichtigstes Ergebnis
des Treffens war die Unterzeichnung eines MoU zwischen dem SNF und der Israelischen
Wissenschaftsstiftung zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen Forschenden
beider Länder. Des Weiteren fokussierten sich die Gespräche auf die Konsequenzen
des Kriegs in der Ukraine in der MENA-Region, sowie auf die Rolle der Schweiz als
Brückenbauerin während ihres zweijährigen Mandats im UNO-Sicherheitsrat. 
Bundespräsident Cassis rief vor den Medien dazu auf, der wiederkehrenden Gewalt
zwischen Israel und den Palästinensischen Autonomiegebieten ein Ende zu setzen. Er
sei überzeugt, dass es einen politischen Rahmen und Prozess brauche, der auf einer
Zwei-Staaten-Lösung und dem Völkerrecht beruhe. Der Bundespräsident versicherte,
dass die Schweiz bei der Wiederaufnahme der Gespräche durch ihre Guten Dienste
behilflich sein möchte. Schliesslich lobte er die enge Kooperation zwischen der Schweiz
und Israel in wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Fragen. Herzog hingegen forderte
die Schweiz dazu auf, sich gegen das iranische Atomprogramm einzusetzen, nachdem
der iranische Präsident Raisi zum wiederholten Male mit der Vernichtung Israels
gedroht hatte. Nach dem Treffen mit Bundespräsident Cassis reiste Herzog nach Basel,
wo er und Bundesrat Parmelin am 125-Jahr-Jubiläum des ersten Zionistenkongresses
teilnahmen. 3

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 29.08.2022
AMANDO AMMANN
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Forschung

Eine knappe Mehrheit der APK-NR forderte im Februar 2022 dringliche Massnahmen zu
Gunsten des Schweizer BFI-Standorts. Die Kommission wollte den Bundesrat damit
beauftragen, Verhandlungen mit der EU über eine spezifische Vereinbarung
aufzunehmen, welche für eine umgehende Assoziierung der Schweiz als Drittland an die
EU-Programme Horizon Europe, Digital Europe, ITER, Euratom sowie Erasmus+ sorgt. In
dieser Vereinbarung sollen auch die Grundsätze für weitere Verhandlungen zwischen
der Schweiz und der EU geregelt werden. Zudem soll dieser Weg vor einem Entscheid
über Ergänzungs- und Ersatzmassnahmen eingeschlagen werden. Im Gegenzug soll der
Bund eine einmalige Erhöhung des Schweizer Kohäsionsbeitrages vorsehen. Anlass für
diese Motion war unter anderem eine gemeinsame Resolution von scienceindustries,
dem ETH-Rat und von swissuniversities, welche auf die negativen Konsequenzen der
fehlenden Assoziierung für den Schweizer Forschungs- und Innovationsplatz hinwies.
Eine Minderheit der APK-NR um Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) beantragte
die Ablehnung der Motion. Auch der Bundesrat konnte sich nicht mit dem Vorstoss
anfreunden. Zwar verfolge auch die Regierung das Ziel, die Assoziierung an die EU-
Programme voranzutreiben; die Schweiz habe jedoch bis anhin schon alles Mögliche
unternommen, um die entsprechenden Verhandlungen zu starten. Es fehle letztlich am
Willen der EU, welche die Assoziierung der Schweiz an die EU-Rahmenprogramme im
BFI-Bereich von den allgemeinen Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU
abhängig mache. Die Frage der Assoziierung solle daher vielmehr im Rahmen des
strukturierten politischen Dialogs angesprochen werden.
In der Sommersession 2022 betonte Fabian Molina (sp, ZH) seitens der
Kommissionsmehrheit, dass der Schweizer BFI-Bereich stark unter der Nicht-
Assoziierung an die BFI-Rahmenprogramme der EU leide. Der Bundesrat habe im
Februar 2022 seinen neuen Verhandlungsansatz für die künftigen Beziehungen
Schweiz-EU vorgestellt. Der Schweizer BFI-Bereich könne aber nicht so lange warten,
bis dieser Ansatz greife; die Vollassoziierung müsse rasch geschehen. Wenn im Jahr
2022 keine Lösung mehr gefunden würde, hätten «so gut wie alle Forschungsprojekte
aufgrund der bestehenden Periodizität ohne Schweizer Beteiligung begonnen». Der
Aussage von Fabian Molina entgegnete Minderheitensprecherin Elisabeth Schneider-
Schneiter, dass die EU klargemacht habe, dass sie zuerst die offenen Fragen,
beispielsweise bezüglich der dynamischen Rechtsübernahme oder der Rolle des EuGH
geklärt haben wolle, bevor über weitere Abkommen gesprochen werde. Es sei nun am
Bundesrat, diese Fragen mit der EU zu klären, seitens des Parlaments seien bereits
genügend Ideen und Anträge vorgelegt worden. Auch Aussenminister Ignazio Cassis
beantragte die Ablehnung der Motion. Schon fast verzweifelt äusserte er die
rhetorische Frage, wie mit jemandem verhandelt werden könne, der nicht verhandeln
wolle. Das Parlament könne so viele Motionen annehmen, wie es wolle, in der Realität
wolle die EU aber momentan keinen Schritt auf die Schweiz zugehen.
In der anschliessenden Abstimmung kam es zu einer Pattsituation. Mit Stichentscheid
der Ratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) wurde die Motion sodann mit 93 zu 92 Stimmen
bei 6 Enthaltungen angenommen. Zustimmung erhielt die Motion von der SP-, der
Grünen- und der GLP-Fraktionen sowie von einzelnen Mitgliedern der Mitte- und der
FDP.Liberalen-Fraktionen. 4

MOTION
DATUM: 13.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) BO CN, 2018, p. 533; BO CN, 2018, p. 810 ss.
2) Medienmitteilung EDA vom 20.5.22
3) Medienmitteilung EDA vom 29.8.22; AZ, CdT, 30.8.22
4) AB NR, 2022, S. 1136 ff.; Resolution vom 23.1.22
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